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Erster  Teil 

Allgemeine Fragen 

1. Einleitung und Arbeitsprogramm 

1.1 Einleitung 

Die deutsche Hochschule hat sich in den letzten Jahren entscheidend 
gewandelt1. Schon lange entsprach sie nicht mehr den überkommenen 
Idealbild einer sich selbst nach den Kegeln der Wissenschaftlichkeit ver-
waltenden Gemeinschaft von Lehrenden und Lernenden, einer Stätte 
freier  Wissenschaft, i n der in absichtslosem Streben nach Erkenntnis 
der Nutzen des ganzen Volkes gemehrt wurde, und in der sich die 
Studenten i n eigener Teilnahme an wissenschaftlicher Arbeit zu einer 
Elite des Volkes bildeten und sich eher nebenbei für akademische Be-
rufe qualifizierten 2. Neu ist nicht die Tatsache der Diskrepanz zwi-
schen dem Ideal und der Realität, neu ist das Ausmaß des Unterschie-
des; neu ist aber auch, daß das aus der Humboldtschen Universitätsidee 
stammende traditionelle Idealbild der deutschen Hochschule nicht mehr 
als Lei tb i ld angesehen wird. Eine neue „Idee der deutschen Universi-
tät" scheint aber noch nicht gefunden, zumindest nicht allgemein aner-
kannt zu sein. 

Das durch Bildungswerbung und geburtenstarke Jahrgänge verur-
sachte überproportionale Ansteigen der Studentenzahlen veränderte 
die ehemals für eine wie immer definierte Elite geschaffene  Universität 
zur Massenhochschule. Unter dem Zwang zu möglichst optimaler Aus-
nutzung der Kapazitäten kann die Hochschule den Studenten nicht mehr 
ein akademisches Studium anbieten, das sich auch als äußerlich freier, 
möglichst unreglementierter, aber auch mi t dem Risiko des Umweges 
und des Scheiterns verbundener Bildungsgang darstellt. Die Hoch-
schule versucht, das Ziel, i n möglichst kurzer Zeit möglichst vielen 
Hochschülern zu einem berufsqualifizierenden  Abschluß zu verhelfen, 
durch weitgehende Verschulung der Studiengänge zu erreichen. Die da-
r in liegende Einschränkung der akademischen Freiheit bleibt auch dann 
zu registrieren, wenn die Mehrheit der Betroffenen  sich nicht nur da-

1 Statt vieler: Lobkowicz: Die Zukunf t der deutschen Universitäten. 
2 Vgl. u. a. Schelsky, Einsamkeit und Freiheit, S. 68,127,199, 273. 

2 Bauer 



18 1. Einleitung 

mi t abfindet, sondern sie sogar zu begrüßen scheint3. Die äußere Regle-
mentierung des Studiums geht einher mi t einer stärkeren Ausrich-
tung der Studien- und Prüfungsinhalte auf das Pensum, das vom Staat 
bestellte Studienreformkommissionen  unter Berücksichtigung der be-
ruflichen Praxis vorschreiben. Der in erster Linie an den Erfordernis-
sen der Berufsausbildung und nicht an den Belangen der wissenschaft-
lichen Arbeit orientierte Stoffkanon  bestimmt auch die Lehre und läßt 
die Vorstellung von akademischer Lehre als Ergebnisbericht wissen-
schaftlicher Forschung verblassen. Damit w i rd nicht nur die ohnehin 
lose Verbindung von Forschung und Lehre gelockert, auch die Lehr-
freiheit  des Hochschullehrers w i rd eingeengt. 

Die steigenden Lehrverpflichtungen und ein relativer Rückgang der 
Mi t te l verstärken die Verpflichtung, die Effizienz  der Hochschule zu er-
höhen. Zu diesem Zweck weitet der Staat seinen Einfluß auf die Hoch-
schulverwaltung aus, fördert  dabei aber, wenn auch nicht immer die 
Effizienz,  so doch durch seine detaill ierten Vorschriften  die Bürokratie 
sierung. Die akademische Selbstverwaltung leidet an langsamer Aus-
zehrung4. Nicht nur der staatliche Zugrif f  auf die Hochschule w i rd stär-
ker. I n der gesamten Gesellschaft wächst langfristig der Bedarf  an wis-
senschaftlicher Problemlösungskompetenz. Die Erhaltung unseres Wohl-
standes, die Sicherung unserer Existenz überhaupt, werden von Natur-
wissenschaft und Technik erwartet; zur Lösung der teilweise erst durch 
den technischen Fortschritt verursachten sozialen Probleme, sogar zur 
Erhaltung des Friedens werden von den Sozialwissenschaften zumin-
dest Vorschläge verlangt; die Geisteswissenschaften sollen zur Uber-
windung der da und dort konstatierten Orientierungskrise beitragen. 
Solche Erwartungen verstärken allgemein die Neigung, auf Fragestel-
lungen und Ergebnisse wissenschaftlicher Arbeit Einfluß zu nehmen. 
Die Einflußnahme beschränkt sich nicht auf den naturwissenschaftlich-
technischen Bereich. Das Abnehmen des gesellschaftlichen Grundkon-
senses und knapper werdende politische Mehrheiten steigern Bestre-
bungen, auch die Wissenschaft als „Vermit t lung von Sinn"5 in den 
Dienst zu nehmen. Zugriffsversuchen  von außen stehen solche innerhalb 
der Hochschule gegenüber. So bezeichnete Systemüberwinder, die er-
klärtermaßen den Marsch durch die Institutionen antreten, finden in 
der Hochschule eine für ihre Zwecke relativ offene  und gleichzeitig 
zentrale Institution, um langfristige Bewußtseinsveränderungen in der 
Gesellschaft herbeizuführen.  Auch wenn sie sich auf die kritische Funk-
t ion der Wissenschaft berufen, gebrauchen sie doch teilweise die Hoch-
schulautonomie zu einem anderen Zweck als zu dem, zu dem sie einge-

3 Vgl. Süddeutsche Zeitung vom 18. 4.1977. 
4 Vgl. u. a. Lobkowicz, Süddeutsche Zeitung vom 5. 3.1977. 
5 Vgl. Schelsky, Einsamkeit und Freiheit, S. 218,220. 
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räumt ist, nämlich zur politischen Auseinandersetzung statt zur insti-
tutionellen Freisetzung von Wissenschaft6. 

Derartige Unterfangen von „Systemüberwindern", aber auch die da-
gegen errichteten Schranken sind in der Regel wenig geeignet, den 
Freiheitsraum von Lehre und Studium zu erhalten oder gar zu erwei-
tern7. 

Dem Bestreben, die Hochschule technokratisch vollständig zu erfas-
sen, sie auf reine Berufvorbereitungsfunktion  zu reduzieren oder aus-
schließlich auf die Produktion unmittelbar verwertbarer  Ergebnisse zu 
reduzieren, steht das Grundrecht der Wissenschaftsfreiheit  aus Ar t . 5 
Abs. 3 GG bzw. Art . 108 BV entgegen; es widersteht auch Versuchen, 
den der Wissenschaft eingeräumten Freiraum zur Kaderschulung für 
eine systemverändernde Ideologie zu mißbrauchen. Auch dort, wo „nicht 
Böswill igkeit oder Wi l lkür , sondern objektive Bedingungen das ver-
briefte Grundrecht der Wissenschaftsfreiheit  bedrohen", ist das Behar-
ren auf dem Grundrecht keineswegs leere Demonstration8. Denn auch 
gegenüber oft nur aus Gründen der Kri t ik immunisierung so genannten 
objektiven Bedingungen verlangen die Grundrechte bei der Gestaltung 
sozialer Sachverhalte Beachtung, selbst wenn dies dazu führt,  daß 
nicht ausschließlich die in den „objektiven Bedingungen" behauptete 
Sachrationalität verwirkl icht werden kann. 

Diese Wirkungen des Grundrechtes der Wissenschaftsfreiheit  auf Leh-
re und Studium an wissenschaftlichen Hochschulen zu untersuchen, ist 
Aufgabe der vorliegenden Arbeit. 

1.2 Arbeitsprogramm 

Die allgemeine Frage nach dem Inhalt der Wissenschaftsfreiheit  lautet 
hier konkret: Inwieweit sind rechtliche Regelungen im Bereich von 
Lehre und Studium zulässig, inwieweit sind sie erforderlich,  um die 
Freiheit der Wissenschaft i n Lehre und Studium zu wahren? 

Die Fragen sollen in der Weise beantwortet werden, daß nach kurzen 
allgemeinen Ausführungen zu Ar t . 5 Abs. 3 GG bzw. Art . 108 Bayeri-
sche Verfassung (BV), die hier als inhaltl ich gleich gesetzt werden, ein-
zelne Sachverhalte im Bereich von Lehre und Studium untersucht wer-
den. Denn erst der Bezug auf ein konkretes Problem ermöglicht eine 
richtige Interpretation 9. 

6 Vgl. Zacher, Hochschulrecht und Verfassung, S. 95. 
7 Zur Polit isierung und Administrat iv is ierung: vgl. Diemer, Drei K rank -

keiten des aktuellen Wissenschaftsbetriebes, S. 191. 
8 So aber Bielenstein, zi t iert bei Schelsky, Einsamkeit und Freiheit, S. 212. 
9 Vgl. Kriele, .Die Stadien der Rechtsgewinnung, S. 240. 
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